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PRÄ§IDENTENKONFERENZ 
1?ER LANDWIRTSCH~FTSKAMMERN 
OSTERREICHS 

Rn das 
Präsidium des 
Nationalrates 

Parlament 
1010 Wien 

Ihr Zeichen/Schreiben vom: Unser Zeichen: 
R-792/R/l'1i 

Betreff: Entwurf eines Bunde5gesetzes~ mit dem 
das' Tierärztegesetz geändert wird. 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 

ästerreichs {JbermitteLt in der Rnlage?5 Fxemplare 

ihrer 5teLl.ungnahme zu dem im Betreff genannten 

Entwurf. 

Für den Generalsekretär: 

25 Beilagen 

1014 Wien, Löwclstraßc 12, Postfach 124, Telefon 53 441, Telefax 53441-32R, 53441-510, Fcmschreiber 13/5451 

Durchwahl : 
514 
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PRASIDHNTENKONFERENZ 
DER LA~DWIRTSCHAFTSKAMI\1ERN 
ÖSTERREICHS 

Rn das 
Bundesministerium für 
Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz 

Radetzkystraße 2 
1031 Wien 

R b s ehr i f t 

Wien, am 6.10.1992 

Ihr Zeichen/Schreiben vom: Unser Zeichen: 
GZ. 39.004/15-III/10/92 22.JuLi 1992 R-792/R/tfi 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes" mit dem 
das Tierärztegesetz geändert. wJrd. 

DurchwahL : 
514 

D.ie Präs.iEientenkonferenz der Lanrfwirt'ichaftskammern Öster-

reichs beehrt sich/ dem BundesministerJum filr Gesundheit, 

5por t und Konsumen tenschut z zu dem .im Be tre ff genannten 

Entwurf folgende 5tellungnahme bekanntzugeben: 

In § 1 und in § 12 gehört sichergestellt/ daß der Tierhal­

ter und seine Hausgenossen Tätigkeiten wie 

- RIJgabe von mi t Ti erarzne.il77i t teL n verse/Jenen Fu t termi t tel 11 

an Ti ere.; 

- VeraIJreichung von Injektionen; 

- Durchfilhrung von Blutabnahmen 

ausO/Jen können/sofern tU ese .im Rahmen von Ti ergeslll7dl1e i t 5'­

cli ens ten une! Ti ergesundhei tsprogrammen erfoL gen. Tierge-

s unähei t s Eii ens te werden iib Li cherwe i se nach l~bsfJrAc17e und 

im Einvernehmen mit Tierär'zten eingerictltet une! unter deren 

f ae h L .i eher Ru f5.i eh t und f1 i t arlJei t dure/7l]l=' flll7r t, D.i e daraus 
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resul.tierenrJe f'ein I7mniplll.ative Tiitif)keit sol. I. allel) rlurch 

e/en Ti er-lid L ter oeler s ej ne Haus genus s en ef- fCl L gen können. 

TI) die',em 7usammenl7rin/] verwl3isen wir mlf' /il3l7 in Kopie 

tJF3i L j egene/en Rri e f an elen clamaL.i gen Hunclesnä ni ster In[J, F t tL j 

in dem al/f" diese /'1aterie Ilmfriss/-?l)rJ ein/]ef)a17f)e17 wir/i. 

lJa5 Präsidium lies Nritio17al.rates wirr} von (fieser Stel.I.lJny" 

flahme clUf'cfl U!Je{'sef7Clung von :?5 Fxerrl{1L aren .in Kenfltfl.is ge­

se tz t. 

Der Präsjdent: 

yez. NR Schwrirzb0ck 

J7ef' {j'eneraLsekretär: 

yex. !J ipi. . Tl7lj. lJr. FrilwnlJerger 
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Gen.Sekr. 

Herrn 

~ :~ j ~/ \ : ! 'n \. ~. ,! li ,I J) 
i 
j --,) /0" !\:J!j 

j ,): ;" <) '. : I ,...: :., 1 l <. ,. . : ,. : ~ . 

I ! j !" Cl '".-11 

! (3; ;\og, r. ~Irl 05. Junid,1989 AM. 
i 0) <:';:c:(Y:~'/':':JQ2 (ln: Dr. Ruth, 

111\ t ,," 

Bundesminister fur ~ffentlichen 
Dienst und Gesundheit 
Ing.Harald Ettl 

! 'C" -7 ,r", .' g' .- . r I l' I' '" rl1 ' f :1..') L_ur \C._I:-J' Ul J ~I, , •••••••••• - ". "'+-" •• • 

L..-__ ~ ___ ",,, ____ -,-,,,,,,,,,~_,, ___ ,,,,,,,,,,~,,,,,,,,,,-,,,",,,,~~_,, ... _ . .--_ .. 

Wien, am 2.6.1989 
Radetzkystraße 2 
1031 'iVien 

Ihr Zeichen/Schreih.:;n vom: Unser Zeichen: 

R-589/R 

Betreff: Verankerung der Tiergesund-

heitsdienste im Tier~rztegesetz 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! 

Durchwahl: 

515 

Im Zuge der parlamentarischen Verhandlungen ~ber die Novel­

le zum Tier~rztegeset~, BGB1.Nr.643/1987, im Dezember 1987 

hat Bundesminister Dr.L~schnak die Zusicherung gegeben, 

im Verlaufe des Jahres 1988 Verhandlungen ~ber die Veranke­

rung der Tiergesundheitsdienste im Tier~rztegesetz durchzu­

f~hren. Bedauerlicherweise hat Bundesminister Dr.L~schnak 

keine konkreten Schritte zur Realisierung dieses Vorhabens 

unternommen. Da die gesetzliche Verankerung der Tiergesund­

heitsdienste ein sehr wichtiges und dringendes Arlliegen 

darstellt, tritt die Pr~sidentenkonferenz der Landwirt­

schaft:skammern Österreichs an Sie, seh:c geehrter Herr Bun-

desminister, mit dem Ersuchen heran, die Verwirklichung 

dieser f~r die b~uerlichen Tierhaltungsbetriebe ~beraus 

bedeutsamen Maßnahme raschest vorzunehmen. 
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Die Aufnahme der Tiergesundheitsdienste in das Tier~rztege­

setz soll eine eindeutige gesetzliche Grundlage für die 

seit jeher durchgeführte Praxis in der Tierhaltung mit 

sich bringen. Vor allem in den L~ndern Nieder~sterreich, 

Ober~sterreich und Steiermark wird seit Jahren der soge­

nannte "Sc hweinegesundheitsdienst" praktiziert. Im Rahmen 

von Vereinbarungen zwischen den Tier~rzten und b~uerlichen 

Organisationen werden Einzelvertr~ge zwischen einem Tierarzt 

und einem Tierhalter abgeschlossen, auf Grund derer unter 

Aufsicht des Tierarztes auch den': Bauern zum Teil den Tier­

~rzten vorbehaltene T~tigkeiten übertragen werden. Da diese 

Vorgangsweise zufriedenstellend funktioniert, erscheint 

eine entsprechende Verankerung der Tiergesundheitsdienste 

im Tier~rztegesetz zur Vermeidung von Zw~ifelsfragen drin­

gend erforderlich. 

Es müßte daher ln § 12 Tier~rztegesetz ein neuer Absatz 

eingefügt werden, wonach Tier~rzte im Rahmen von Gesund­

heitsdiensten auf Grund von Betreuungsvertr~gen vorbehaltene 

T~tigkeiten des Abs. 1 Landwirten unter Aufsicht des Tier­

arztes übertragen k~nnen. Dieser Antrag wurde auch in der 

Stellungnahme der Pr~sidentenkonferenz der Landwirtschafts­

kammern vom 12.1.1987, GZ.R-987/R, an das Bundeskanzleramt 

zur Novelle zum Tier~rztegesetz vorgebracht. Die n~heren Be­

stimmungen bez~.iglich der Vereinbarung zwischen den Tier­

ärzten und b~uerlichen Organisationen sowie Inhalt und 

Aufgabe der Tiergesundheitsdienste und der Betreuungsver­

träge sollten durch eine Verordnung des Landeshauptmannes 

geregelt werden. 

Dem Beispiel von Nieder~sterreich folgend wäre es am gün­

stigsten, die Vereinbarungen über die Tiergesundheitsdien­

s te z,,:ischen der Landeskammer der Tierärzte und der Landes-

Landvlirtschaftskammer abzuschließen. Auf Grund dieser Ver­

einbarung werden in der Folge Einzel-Betreuungsverträge 
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zwischen Tier~rzten und Tierhaltern abgeschlossen. Inhalt 

dieser Betreuungsvertr~ge sollen vor allem folgende T~tig­

keiten sein, die vom Tierhalter unter Aufsicht des Tier­

arztes durchgef~hrt werden d~rfen: 

o Abgabe von mit Tierarzneimitteln versehenen Futtermitteln 

an die Tiere 

o Verabreichung von Injektionen 

o Ourchf~hrung von Blutabnahmen. 

Die Tiergesundheitsdienste sollen sich nicht wie bisher 

nur auf Schweinehaltung beziehen, sondern auch andere Tier­

arten umfassen. So ist vor allem daran gedacht, Tiergesund­

heitsdienste auch f~r Rinder, Schafe und Gefl~gel einzu­

richten. Es sollen im ~brigen s~mtliche landwirtschaftlichen 

Nutztiere von den Tiergesundheitsdiensten erfaßt werden 

können. 

Zur Kontrolle der zu schließenden Vereinbarungen zwischen 

den Landes-Landwirtschaftskammern und den LandeskaMnern 

der Tier~rzte sowie der Einzelvertr~ge zwischen den Tier~rz­

ten und den Tierhalten sollte die jeweilige Landes- bzw. 

Bezirksveterin~rbehörde herangezogen werden. Die Vereinba­

rungen m~ßten auch vom jeweiligen Landeshauptmann anerkannt 

werden. Die Einzelvertr~ge könnten bei der Veterin~rbehörde 

abschriftlich hinterlegt werden. 

Die Pr~sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster-

reichs richtet daher an Sie, sehr geehrter Herr Bundesmi­

nister, das höfliche Ersuchen, ehestmöglicll die Ausarbei­

tung einer entsprechenden Novelle zum Tier~rztegesetz zu 

veranlassen, um das dringende Anliegen der bäuerlichen Tier­

halter zu erf~llen. Nicht zu letzt w~rde eine solche Maß-
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nahme auch eine finanzielle Entlastung f~r die Tierhalter 

mit sich bringen, da durch vermehrte Selbstvornahme tier­

pflegeri~cherT~tigkeiten die durch die mit 1. J~nner 1989 

eingetretene Verteuerung von Dienstleistungen der Tierärzte 

um 10 % (Anhebung der Umsatzsteuer von 10 % auf 20 %) etwas 
gemildert werden k~nnte. 

FU~ DIE PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER 

Der Präsident:· 
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